Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 2157 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Mommer, Kiesinger, Dr. Becker 
(Hersfeld), Dr. Schranz und Genossen 

betr. Beschlüsse des Unterausschusses 3 des Ausschusses 
des Deutschen Bundestages für auswärtige Angele- 
genheiten und der interparlamentarischen französi- 
schen Kommission für Fragen der Grenzformalitäten 
über die Vereinfachung der Grenzformalitäten im 
deutsch-französischen Reiseverkehr*’ 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag hat von den Entschließungen, die am 26. Okto- 
ber 1955 von dem Unterausschuß 3 des Ausschusses des Deutschen 
Bundestages für auswärtige Angelegenheiten und der interparla- 
mentarischen französischen Kommission für Fragen der Grenz- 
formalitäten angenommen wurden, Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

a) alsbald nach der entsprechenden Änderung des Paßgesetzes 
von sich aus die amtliche französische Kennkarte als Reise- 
dokument für den grenzüberschreitenden Reiseverkehr zwi- 
schen Deutschland und Frankreich anzuerkennen; 

b) im Reiseverkehr bei der Ausreise aus der Bundesrepublik auf 
eine Kontrolle der Personalpapiere in der Regel zu verzichten; 

c) eine Kontrolle der Personalpapiere bei der Einreise in die 
Bundesrepublik nur noch in Form von Stichproben vorzu- 
nehmen; 

d) für Kinder bis zu 14 Jahren, die in Begleitung von Erwachse- 
nen reisen, beim Überschreiten der Grenzen der Bundesrepu- 
blik keine Personalpapiere und keine Eintragung in den Paß 
der Begleitpersonen zu verlangen; 

e) die Anweisung der Bundesregierung zur Anwendung zu brin- 
gen, nach der Kraftfahrzeugführer die Pässe ihrer Mitreisen- 
den ohne Aussteigen der Passagiere mit vorweisen können; 

*) siehe Anlage 
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f) die Kontrolle der internationalen Reisezüge in der Regel in 
den rollenden Zügen durchzuführen; 

g) mit der französischen Regierung ein Abkommen entsprechend 
der Genfer Konvention von 1952 über die Abwicklung des 
Grenzverkehrs in Kehl — Straßburg zu schließen, das von den 
deutschen und französischen Organen gemeinsam zu benut- 
zende Abfertigungsstellen vorsieht; 

h) in der Festsetzung der Aufenthaltszeiten der internationalen 
Züge in den Kontrollbahnhöfen durch äußerste Herabsetzung 
der Wartezeiten der Vereinfachung der Formalitäten Rech- 
nung zu tragen; 

i) durch beschleunigten Abschluß von Verträgen mit den Nach- 
barstaaten entsprechend der Konvention der Vereinten Natio- 
nen zur Erleichterung des Grenzübergangs im Personen- und 
Gepäckverkehr mit der Eisenbahn die Kontrollen auf einen 
Bahnhof, auf einer Seite der Grenze, zu beschränken; 

k) bis zur Anerkennung der französischen Kennkarte als Reise- 
ausweis im grenzüberschreitenden Verkehr entsprechend der 
Entschließung Nr. 5 auf die Gegenstempelung der französi- 
schen Grenzausweise zu verzichten, der französischen Regie- 
rung Entsprechendes zu empfehlen und die Dauer der Grenz- 
karten zu verlängern; 

l) der französischen Regierung die Schaffung von Autobuslinien 
über die französisch-deutsche Grenze hinweg, insbesondere 
zwischen Straßburg und Kehl, zu empfehlen. 
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Anlage 


Beschlüsse des Unterausschusses 3 des Ausschusses des 
Deutschen Bundestages für auswärtige Angelegenheiten 
und der interparlamentarischen französischen Kommis- 
sion für Fragen der Grenzformalitäten 


(Kurze Inhaltsangabe ) 

Am 26. Oktober 1955 fand in Kehl und Straßburg zum ersten Mal 
eine gemeinsame Tagung eines Ausschusses des Deutschen Bundes- 
tages und einer Kommission des französischen Parlaments statt mit 
dem Ziel, konkrete Vorschläge zur Vereinfachung der Grenzformali- 
täten auszuarbeiten. 

Nach eingehender Prüfung der bestehenden Vorschriften und Ver- 
hältnisse an Ort und Stelle wurde eine Reihe von Entschließungen 
sowohl über die Erleichterung des Personen-, Kraftfahrzeug- und 
Eisenbahnverkehrs an Grenzübergangsstellen im allgemeinen, wie 
über die Vereinfachung der speziellen Bestimmungen für den Grenz- 
verkehr Kehl — Straßburg, dem wichtigsten deutsch-französischen 
Grenzübergang, gefaßt, die von den beteiligten Delegierten ihren je- 
weiligen Parlamenten vorgelegt werden sollen. Die einzelnen Punkte 
dieser Beschlüsse sind in vorstehendem Antrag enthalten. 
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